
Weit häufiger jedoch ist die Sachlage 
so, dass eben gerade zu den soge-
nannten Unzeiten für KTW – prädis-
ponierte Patienten mangels Verfüg-
barkeit kein KTW zur Verfügung 
steht. Dies betrifft insbesondere die 
Wochenenden und Feiertage und 
den ländlichen Bereich.
Ich würde daher eine Ergänzung 
oder eine Verhaltensempfehlung 
befürworten, wie dann in solchen 
Fällen die Verfahrensweise unter 
dem rechtlichen Hintergrund ist, 
wenn eben der verfügbare RTW als 
Ersatz für den nicht verfügbaren 
KTW gerufen werden muss.
Ich bitte Sie als Redaktion des „Ärz-
teblatt Sachsen“ um eine Veröffent-
lichung, sinnvollerweise mit einer 
Handlungsempfehlung seitens der 
Autoren in einer der folgenden Aus-
gaben.

Dr. med. Tim Weiske, Borna

Kommentierung der Leserbriefe

Die  Zahl von Leserbriefen zu unse-
rem Beitrag zeigt, dass das  Thema 
von größerem Interesse ist. Nach der 
Beschwerde der Ehefrau des Patien-
ten an die Sächsische Landesärzte-
kammer (SLÄK) hielten wir es für 
wichtig, den Vorgang öffentlich zu 
machen, um Unklarheiten im Um -
gang mit den Strukturen von Ret-
tungsdienst und Krankentransport 
herauszustellen. Mit großem Nach-
druck stellen wir fest, dass sich eben 
nicht die Rettungsdienstmitarbeiter 
an die SLÄK gewandt haben, son-
dern die verunsicherte Ehefrau. 
Somit erscheint uns auch die Gremi-
enschelte („Führungsgremien der 
Ärzteschaft“) des Kollegen Dr. Röh-
nert für unangemessen. Kernpunkt 
unserer Erläuterungen sind die Fest-
stellungen zum Unterschied von 
Krankentransport und Notfallrettung, 
wie sie seit nunmehr 23 Jahren in 
allen von der SLÄK veranstalteten 
Kursen betont werden und auch der 
strukturellen Realität entsprechen. 
Danach dient der Krankentransport-
wagen (KTW) dem Transport des 
Nichtnotfallpatienten und der Ret-
tungswagen (RTW) dem Notfallpati-
enten. Wenn ein anwesender Arzt 
einen RTW anfordert, muss er vor 

Neuer InfluenzaLebendimpfstoff 
(Fluenz®) 

Das „Ärzteblatt Sachsen“ hat im 
Heft März  2013 einen Leserbrief 
abgedruckt, der sich auf einen 
Artikel in den KVSMitteilungen 
(11/2012) „Fluenz® – Nur  im Ein
zelfall zu Lasten der GKV verord

nen bezog. Die Kassenärztliche 
Vereinigung Sachsen beantwor
tete den Leserbrief wie folgt:

Sehr geehrte Frau Dittrich, sehr 
geehrte Herren,
wir haben uns sehr gefreut, dass Sie 
sich mit dem Thema Fluenz® und 
unserem, im Novemberheft 2012 der 
KVS-Mitteilungen erschienenen Arti-
kel, sehr intensiv beschäftigt haben. 
Aus Sicht der KV Sachsen besteht 
zwischen unserem Artikel und Ihrer 
Antwort auf diesen kein Dissens. Im 
Gegenteil könnte man beide unter 
der Überschrift: „Der neue Influenza-
Lebendimpfstoff (Fluenz®), ein gro-
ßer Fortschritt für Kinder aber nur im 
Einzelfall verordnungsfähig“ zusam-
menfassen.
Unabhängig von der individuellen 
Bewertung der Wirksamkeit des 
jeweiligen Impfstoffes kann ein Ver-
tragsarzt eine Influenzaimpfung nur 
in zwei Fällen zu Lasten der Gesetzli-
chen Krankenversicherung abrech-
nen. Entweder handelt es sich um 
eine Pflichtleistung, welche von der 
Ständigen Impfkommission (STIKO) 
empfohlen und im Epidemiologi-
schen Bulletin veröffentlicht wird 
oder es handelt sich um eine Sat-
zungsleistung. Die Satzungsleistun-
gen werden von jeder Krankenkasse 
in der eigenen Satzung festgelegt 
und orientieren sich in Sachsen in 
den meisten Fällen an den Empfeh-
lungen der Sächsischen Impfkommis-
sion (SIKO).
Da für die Pflichtleistungen Influen-
zaimpfstoffe ausgeschrieben wurden 
und der KV Sachsen erste Regressan-
träge wegen Nichtbelieferung von 
Rabattverträgen bekannt sind, sehen 
wir es als unsere Pflicht an, entspre-
chend zu informieren. Zum Schutz 
der Vertragsärzte vor Regressen 
sollte nur im begründeten Einzelfall, 
welcher im Falle eines Regressantra-
ges von der Prüfungsstelle auch 
abgefragt wird, auf Fluenz® als Impf-
stoff zurückgegriffen werden.
Die Empfehlungen der SIKO stellen 
wie bereits erwähnt oftmals die 
Grundlage für die Satzungsregelung 
der Kasse dar, ziehen allerdings 
keine automatische Verordnungsfä-
higkeit zu Lasten der GKV nach sich. 
Auf die Aufnahme von Leistungen 
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einer Krankenkasse in die eigene 
Satzung hat die KV Sachsen keinen 
Einfluss. Es finden dazu auch keine 
Verhandlungen im Beisein der KV 
Sachsen statt. Außer der IKK classic 
gibt es derzeit keine Krankenkasse, 
die die generelle Influenza-Impfung 
aller Kinder bezahlt.
Die Modalitäten einer Kostenüber-
nahme von Fluenz® durch die Barmer 
GEK sind der KV Sachsen nicht 
bekannt, da es sich hierbei um eine 
Vereinbarung zwischen der Kasse 
und dem Berufsverband der Kinder- 
und Jugendärzte Deutschlands han-
delt. Die Pressemitteilung in der 
Onlineausgabe der Pharmazeuti-
schen Zeitung vom November 2012 
deutet darauf hin, dass die Kosten  
der Fluenz®-Impfung nicht für alle 
Kinder übernommen werden. Wört-
lich heißt es: „Allerdings finanziert 
der Versicherer die Spray-Impfung 
nur für Kinder, die nicht älter als 
sechs Jahre sind und für die eine 
Grippeimmunisierung durch die stän-
dige Impfkommission des Robert-
Koch-Instituts empfohlen wird. Dies 
sind zum Beispiel Kinder mit schwe-
ren Grunderkrankungen.“
Interessierte Patienten können im 
fachlichen Rahmen der Zulassung 
und der Empfehlungen der SIKO 
selbstverständlich immer geimpft 
werden. Dann muss allerdings eine 
Privatliquidation erfolgen.
Bitte verstehen Sie unsere Ausfüh-
rungen nicht als Affront gegen wis-
senschaftliche Erkenntnisse. Im Zuge 
unserer gesetzlich übertragenen Auf-
gaben sind wir dazu verpflichtet, die 

gesetzlichen Regelungen umzuset-
zen und die Vertragsärzte in diesem 
Sinne zu informieren und zu beraten, 
nicht zuletzt, um sie auch vor 
Regressen zu schützen.

– die Redaktion –

Kommentar des arzneitelegramm® 
zu SCHUSTER et al.

Die Autoren „bedauern” eine 
angeblich „wissenschaftlich gänzlich 
unbegründete Argumentation gegen 
FLUENZ von Seiten des arznei-tele-
gramm®”. Eine solche Globalkritik ist 
starker Tobak. Das einzige vorge-
brachte inhaltliche Argument, das 
arznei-telegramm® negiere „Teilaspek-
 te” wie die „gute Schutzwirkung 
gegenüber Influenza-assoziierter 
akuter Otitis media… und rekurrie-
renden Influenza-assoziierten Atem-
wegsinfektion”, trifft noch nicht ein-
mal zu: Diese Teilaspekte werden 
genannt und im Gesamtzusammen-
hang diskutiert, zum Beispiel: 

„… Hinreichende Belege dafür, dass 
der Lebenvirusimpfstoff gegenüber 
Plazebo oder inaktivierter Vakzine 
die Gesamtrate akuter Mittelohrent-
zündungen, tiefer Atemwegsinfekte 
oder von Krankenhausaufnahmen 
vermindert, finden wir nicht. Doku-
mentiert ist lediglich eine Minderung 
Influenza-assoziierter Mittelohrent-
zündungen im Vergleich zu Plazebo 
bzw. inaktiviertem Impfstoff. ...” 
(arznei-telegramm® 2012; 43: 74-5)
Die Bedeutung von Teilaspekten wie 

die Minderung Influenza-assoziierter 
Mittelohrentzündungen bleibt offen, 
wenn man dabei Gesamtaspekte wie 
die Gesamtrate akuter Mittelohrent-
zündungen unberücksichtigt lässt. 
Die Gesamtrate wird auch in der von 
SCHUSTER et al. – und übrigens 
auch vom arznei-telegramm® – zitier-
ten Arbeit von BLOCK et al. 2011 
nicht herangezogen. Eine Metaana-
lyse errechnet aktuell für Kinder ab 
zwei Jahre, für die der Lebendimpf-
stoff zugelassen ist, in Bezug auf die 
Gesamtrate der akuten Mittelohrent-
zündungen keine signifikante Sen-
kung gegenüber Plazebo (HEIKKI-
NEN et al. 2012).
Der Einfluss von FLUENZ auf Influen-
zaerkrankungen bzw. Atemwegsin-
fektionen wird im arznei-telegramm® 
in Bezug auf Alter und Begleiterkran-
kungen differenziert beschrieben. 
Insgesamt läuft die Schmähkritik ins 
Leere. Es bleibt bei der Schlussfol-
gerung des arznei-telegramm®: „Bei 
Kindern und Jugendlichen mit er -
höhter gesundheitlicher Gefährdung, 
für die eine Impfung gegen Influenza 
von der Ständigen Impfkommission 
empfohlen wird, ist die Studienlage 
unzureichend.”

Wolfgang BECKER-BRÜSER
Redaktion arznei-telegramm®

Interessenkonflikt: keiner

Berlin, 6. März 2013
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Patientenrechtegesetz
Das Gesetz zur Verbesserung der 
Rechte von Patientinnen und Patien-
ten, sogenanntes Patientenrechtege-
setz, ist am 26.02.2013 in Kraft 
getreten. Die einzelnen Artikel dieses 
Gesetzes haben die Aufnahme 
umfangreicher gesetzlicher Vorschrif-
ten des Behandlungs- und Arzthaf-
tungsrechts in das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB), in das Fünfte 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V), die 
Patientenbeteiligungsverordnung, 
des Krankenhausfinanzierungsgeset-
zes und der Bundesärzteordnung 

zum Gegenstand. Ziele des Gesetz-
gebers sind 
■ die Kodifizierung des Behand-

lungs- und Arzthaftungsrechts 
im BGB, 

■ die Förderung einer Fehlervermei-
dungskultur, 

■ die Stärkung der Verfahrens-
rechte bei Behandlungsfehlern, 

■ Stärkung der Rechte gegenüber 
Leistungsträgern, 

■ Stärkung der Patientenbeteili-
gung und der Patienteninforma-
tion. 

Bereits bestehende gesetzliche Vor-
gaben sowie Rechtsprechungen der 

letzten Jahre wurden zusammenge-
fasst. Weitere aktuelle Informationen 
finden Sie im Internet beispielsweise 
unter http://www.aerztekammer-
berlin.de ➛ Ärzte ➛ Recht ➛ Aktu-
elle Gesetzesänderungen.

Ab dem Juniheft 2013 wird sich auch 
das „Ärzteblatt Sachsen“ mit den 
Änderungen und den dann mit 
Sicherheit schon gesammelten Erfah-
rungen befassen.

Dr. jur. Alexander Gruner
Leiter der Rechtsabteilung

Recht und Medizin




